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Mohssen Massarrat

Berlin, 21. Dezember 2012

Warum in Syrien eine Übergangsregierung der geeigneteste Weg ist, um den Aufbau einer demokratischen und pluralistischen Gesellschaft zu fördern
Anmerkungen zur Erwiderung von Elias Perabo (Adopt a Revolution –[AaR]) auf meine Stellungnahme vom 17.12.2012   „warum ich den Syrien-Aufruf ’Freiheit braucht Beistand’ nicht unterschreiben kann“
1. Sie, lieber Herr Perabo, sind offensichtlich wie ich gegen eine Nato-Intervention. Darüber freue ich mich sehr. Dann hätte aber genau dieser besonders sensible Punkt dezidiert im Syrien-Aufruf selbst hervorgehoben werden müssen. Es reicht auf keinen Fall, auf die Kommentare einiger Initiatoren in den Medien hinzuweisen, denn die UnterzeichnerInnen von Aufrufen stimmen dem konkreten Inhalt des Aufrufes zu und nicht den Positionen einzelner Initiatoren, die ganz woanders vertreten werden. Insofern ist dieses Ihr Argument schlicht unredlich und eher ein Beleg dafür, dass die Mehrheit in AaR eben nicht gegen eine militärische Intervention der Nato ist, sondern wahrscheinlich nur eine Minderheit, zu der auch Sie zu gehören scheinen, die eine militärische Intervention von außen ablehnt.
2. Auch in Bezug auf die Beschreibung der geopolitischen Bedingungen gilt die Zustimmung der UnterzeichnerInnen dem, was im Aufruf selbst steht und nicht Analysen, die Wochen später in der TAZ- Beilage stehen werden. Auch diese Ihre Argumentation halte ich nicht für seriös.
3. In Bezug auf Dialogangebote hatte ich in meiner Stellungnahme nicht von jenen taktischen Angeboten von Assad an die Opposition gesprochen, sondern dezidiert von einem Vorschlag Russlands für eine nationale Übergangsregierung, den die Opposition ziemlich leichtfertig zurückgewiesen hatte. Für mich deutet diese Zurückweisung darauf hin, dass in der Opposition eben jene Kräfte die Oberhand haben, die nicht einen friedlichen Übergang, sondern die ganze Macht für sich allein anstreben. Für diese friedenspolitisch unbrauchbare, ja schädliche Haltung bezahlt das syrische Volk einen hohen Blutzoll. Und daran ist nicht immer nur die eine Konfliktpartei schuld, wie Sie zu glauben scheinen. Auch die Gegenseite wird genau wie Sie etliche Gegenbeispiele dafür, dass die andere Seite schuld ist, anbringen können. Die gegenseitige Schuldzuweisung legitimiert nur das Weiter so. Für eine kompromisslose Haltung, die zu mehr Bürgerkrieg führen muss, spricht auch die Maximalforderung, Assad müsse zuerst zurücktreten, damit Gespräche möglich sind. Solche Vorbedingungen dienen in der Regel dazu, nicht verhandeln, sondern siegen zu wollen. Ehrliche Verhandlungen für friedliche Regelungen von Konflikten können niemals an Vorbedingungen geknüpft werden (Die Haltung Israels im Palästina-Konflikt, die immer wieder mit Vorbedingungen eine friedliche Lösung verhindert, mag dies verdeutlichen.).
4. Damit komme ich zu den historischen Beispielen für eine friedenspolitisch erfolgreiche Übergangsregierung in Südafrika und Chile. Dass Syrien weder Südafrika noch Chile ist, muss doch wohl nicht extra betont werden. Es geht mir um das Modell Übergangsregierung, das auch in Syrien nachahmenswert ist. Solche Regierungen machen grundsätzlich Sinn, wenn ein militärisch mächtiges Regime mit deutlich sinkender Legitimation einer Gegenbewegung, die militärisch über weniger Macht verfügt, aber von der Mehrheit getragen wird, gegenüber steht. Dies war die Situation sowohl in Chile unter der Pinochet-Regierung wie aber auch in Südafrika unter der weißen Apartheidsherrschaft. Dies ist genau auch die Situation in Syrien, sofern man annehmen würde, dass die Opposition tatsächlich die Mehrheit der Syrer hinter sich hat. In jenen Beispielen hat weder die chilenische Opposition noch der ANC mit Mandela derartige Maximalforderungen an die Gegenseite gestellt wie sie die syrischen Rebellen an die Assad-Regierung stellen. Die Fortsetzung dieser maximalistischen Haltung wird nicht nur mehr Zerstörung und menschliche Opfer hervorrufen, sondern den Spielraum für die nicht bewaffnete Opposition und für die Demokratieentwicklung und den Aufbau einer pluralistischen Gesellschaft überhaupt auf ein Minimum reduzieren. Die unbewaffnete Opposition würde zwischen den militärischen Konfliktparteien vollständig aufgerieben, je länger der bewaffnete Konflikt andauert. Allen Konfliktparteien muss klar sein, dass das Assad-System die Interessen eines beachtlichen Teils des syrischen Volkes, nämlich der Aleviten und der religiösen Minderheiten, verkörpert und schon allein deshalb nicht so ohne weiteres das Feld räumen kann, ohne Verrat an seiner eigenen Basis zu begehen. Deshalb kann man realistischerweise damit rechnen, dass sein Regime trotz der Zerfallserscheinungen versuchen wird, sein System militärisch zu halten, so dass daher auch ein Ende des Bürgerkrieges nicht absehbar sein kann. 
5. Wenn meine Analyse zutrifft, dann kann nur eine Übergangsregierung ohne Vorbedingungen von beiden Seiten ein Fenster der Hoffnung eröffnen, damit nicht die militärisch Mächtigen "siegen", sondern das Volk in seiner Pluralität in der Lage ist, die Zukunft des Landes mit demokratischen Mitteln zu gestalten. Ich gehe sogar einen Schritt weiter und sage, dass dieser Weg der gleichgewichtigen Kräfteverhältnisse(eben die Pattsituation) der geeignetere Weg wäre, um die pluralistischen Rahmenbedingungen zu sichern als wenn die oppositionellen Rebellen oder aber das Assad-Regime militärisch siegen und dann die unterlegene Seite bis zur physischen Vernichtung an den Rand drücken würden.
Aus diesen Erwägungen bitte ich Adopt a Revolution den eigenen Aufruf zu überdenken, ohne Wenn und Aber eine militärische Intervention von außen abzulehnen und sich für eine Übergangsregierung einzusetzen.
19.12.2012

Lieber Herr Massarrat, 

Liebe Freundinnen und Freunde, 

 

Vorweg: Der Kritik, ein Erstunterzeichner habe nichts von seiner Unterzeichnung gewusst, sind wir nachgegangen: Wir haben den Rücklauf der angeschriebenen ErstunterzeichnerInnen des Aufrufes „Freiheit braucht Beistand“ überprüft und können versichern, dass kein Name einer Person veröffentlicht wurde, deren Einverständnis für eine Unterschrift nicht vorlag.  

 

Nun aber zum inhaltlichen: 

Wir freuen uns, dass mit der Stellungnahme von Mohssen Massarrat die Debatte wieder einen sachlichen Ton angenommen hat. Mohssen Massarrat danken wir für seine ausführliche und ernsthafte Kritik. Wir haben seine Kritikpunkte an dem Aufruf „Freiheit braucht Beistand“ intern diskutiert und möchten hiermit darauf Punkt für Punkt eingehen. 

 

1.      Es ist richtig, dass Adopt a Revolution den Sturz des Assad-Regimes befürwortet. Wie schon unser Name sagt, unterstützen wir die Revolution. Das der Aufruf jedoch ausschliesslich auf die Gräueltaten des Regimes zielt ist falsch – u.a. wird die Gegengewalt der Rebellen und insbesondere die Angst, die salafistische Milizen verbreiten ebenfalls erwähnt. Was die sogenannten Dialogangebote des Assad-Regimes betrifft, halten wir sie nicht nur für unzureichend, sondern vor allem auch für unglaubwürdig. Denn jedes Dialogangebot ging einher mit weiteren gezielten Tötungen friedlicher DemonstrantInnen, Verhaftungen, Folter und Mord an politischen OpponentInnen. Wer einmal auf der Website von Adopt a Revolution war, weiß, dass wir sehr klar benennen, wen wir unterstützen. In Berichten kann jeder nachlesen, was genau die von uns unterstützten Komitees machen. Auch über ihre politischen Ansichten schreiben die Komitees. Selbstredend sind das bei meist jugendlichen AktivistInnen keine ausgefeilten Weltanschauungen. Wer etwas anderes erwartet, verkennt Charakter und Dynamik einer Revolution. Die Berichte der Komitees stehen alle online: https://www.adoptrevolution.org/category/berichte-der-komitees/
 

2.      Der Vergleich mit den Übergangsmodellen in Südafrika und Chile ist weit hergeholt, die historische Situation in Syrien ist eine völlig andere. Richtig ist aber, dass ein großer Teil der Opposition zu Beginn der Proteste im März 2011 darauf gesetzt hat, dass der „Reformer“ Assad auf die Protestbewegung zugehen und einen demokratischen Übergang einleiten würde. Anders als in Tunesien und Ägypten, wo die vagen Reformankündigungen Ben Alis und Mubaraks, nur zu größeren Protesten führten, haben viele Menschen in Syrien Assads anfängliche Versprechen begrüßt und Hoffnungen in ihn gesetzt. Doch sie wurden brutal enttäuscht. Monate lang gab es immer wieder Angebote von großen Teilen der Opposition, mit dem Regime zu verhandeln. Die einzige Vorbedingung war, das Töten und die Verhaftungen von AktivistInnen auszusetzen. Trotzdem ließ sich das Regime darauf an keinem Tag in den letzten 20 Monaten ein. Inzwischen hat sich das Assad-Regime mit seiner anfangs fast gänzlich einseitigen Gewalt, seinen skrupellosen Menschenrechtsverletzungen und seinem tiefen Zynismus gegenüber Leben und Willen der eigenen Bürger so weit diskreditiert, dass nur für einen winzigen Teil der Opposition ein Dialog mit Assad überhaupt in Betracht kommt, allerdings unter genannten Vorbedingungen, die das Regime bisher nicht bereit war zu erfüllen. Eine Übergangsregierung unter Beteiligung Assads würde den Konflikt insofern keineswegs beenden. Auch Menschen, denen es allein um die Verhinderung von Blutvergießen geht, egal zu welchen Bedingungen, können dies nicht sinnvollerweise fordern, wenn sie sich mit der Situation in Syrien beschäftigt haben. Voraussetzung für eine Übergangsregierung müsste ein Rücktritt Assads sein, wie es seine Kollegen Ben Ali und Mubarak vorgemacht haben. Leider hat Assad mehrfach betont, dass er lieber sterben wolle. Persönlich geben wir die Hoffnung nicht auf, dass Russland es schafft, einen solchen Abgang zu organisieren.

 

3.                  In dem Aufruf ging es uns nicht darum die vielfältigen geostrategischen Interessen aufzuschlüsseln. Wir tun das in unserer vierseitigen Zeitung, die am Samstag,den 22.12.2012 in der taz erscheinen wird (und ab dann auch auf unserer Webseite abrufbar ist). Deshalb haben wir es bei einem Satz belassen: „In Syrien kreuzen sich nicht nur türkische, iranische und saudi-arabische Interessen, sondern auch „östliche“ und „westliche“ Außenpolitik.“ Zum Thema Giftgas hat sich Adopt a Revolution-Mitbegründer Elias Perabo  bereits im August 2012in der taz geäußert (http://www.taz.de/!100100/ ). Allerdings widersprechen wir Mohssen Massarrat insofern, als es sich keinesfalls nur um westliche Geheimdienstberichte zu handeln scheint, die einen Einsatz von Giftgas befürchten. Denn auch der Iran hat Assad davor gewarnt, Giftgas einzusetzen. 

 

4.                  Im Aufruf heißt es „Wir, die UnterzeichnerInnen, hoffen weiterhin auf eine friedliche Lösung. Wir wissen, wie begrenzt unsere Möglichkeiten sind. Doch wir können versuchen, verantwortungsvoll zu handeln.“ Gleichzeitig stellen wir in dem Aufruf detailliert dar, welchen Beitrag die AktivistInnen in den BürgerInnenkomitees leisten und wie eine Hilfe aussehen könnte. Adopt a Revolution unterstützt sie dabei, denn wir halten ihre Basisarbeit für die beste Grundlage für eine demokratische, freie und pluralistische Gesellschaft.

 

5. 
Adopt a Revolution hat sich immer klar gegen eine Nato-Intervention ausgesprochen. Belege dafür sind auf der Website zu finden, aber auch in einem Kommentar in der taz vom 19.10.2012 (https://www.adoptrevolution.org/taz1910/ ). Das hat sich auch mit diesem Aufruf nicht geändert. Am Rande ist anzumerken, dass die Mehrheit der Kurden in Syrien anders als 2003 im Irak eine Intervention ablehnt.

Dies ist selbstverständlich nur eine Stellungnahme von Adopt a Revolution und spricht nicht automatisch für medico international, andere Gruppen oder Personen die den Aufruf

unterschrieben haben.  Wie schon oben geschrieben, werden viele der Positionen nocheinmal gebündelt in einer vierseitigen Taz Beilage am 22.12.2012 erscheinen. 

Ersteinmal mit besten Grüßen

Elias Perabo

für das Adopt a Revolution Team

